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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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20302

Verordnung über die Nebentätigkeit 
des wissenschaftlichen und künstlerischen 

Personals an den Hochschulen 
des Landes Nordrhein-Westfalen

(Hochschulnebentätigkeitsverordnung – HNtV)
Vom 19. Dezember 2014

Auf Grund des § 57 Landesbeamtengesetz vom 21. April 
2009 (GV. NRW. S.  224) und auf Grund des §  126 Ab-
satz 3 Landesbeamtengesetz wird im Einvernehmen mit 
dem Ministerium für Inneres und Kommunales und dem 
Finanzministerium verordnet:
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Teil 1
Allgemeines

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für das wissenschaftliche und 
künstlerische Personal im Sinne des § 121 Landesbeam-
tengesetz an den Hochschulen des Landes (im Folgenden 
als beamtetes Personal bezeichnet). Sie gilt auch für ent-
pfl ichtete Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 
Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte und frü-
here Beamtinnen und Beamte hinsichtlich von Nebentä-
tigkeiten, die sie vor der Entpfl ichtung oder der Beendi-
gung des Beamtenverhältnisses ausgeübt haben.

(2) Die nur für Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer geltenden Bestimmungen dieser Verordnung fi n-
den auf die gesamte hauptberufl iche Hochschulleitung 
sowie auf Dozentinnen und Dozenten Anwendung. 

(3) Nehmen Beschäftigte auf Grund vertraglicher Verein-
barung die gleichen Dienstaufgaben wahr wie das in den 
Absätzen 1 und 2 genannte Personal und fi ndet auf die 
Vertragsverhältnisse weder der Tarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst der Länder (TV-L) noch der Tarifver-
trag für Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken 
(TV-Ärzte) hinsichtlich des tarifrechtlichen Nebentätig-
keitsrechts Anwendung, ist die entsprechende Geltung 
dieser Verordnung arbeitsvertraglich zu vereinbaren.

§ 2
Geltung der allgemeinen Nebentätigkeitsverordnung

(1) Die Nebentätigkeitsverordnung vom 21. September 
1982 (GV. NRW. S. 605, ber. S. 689) in der jeweils gelten-
den Fassung fi ndet auf das in § 1 genannte beamtete Per-
sonal Anwendung, soweit nichts Abweichendes geregelt 
ist.

(2) Die Genehmigung einer genehmigungspfl ichtigen, 
nicht allgemein genehmigten Nebentätigkeit setzt einen 
schriftlichen Antrag voraus. Dieser Antrag ist im Inter-
esse einer einfachen, schnellen und reibungslosen Bear-
beitung rechtzeitig über den Fachbereich und ggf. über 
die zentrale Wissenschaftliche Einrichtung auf dem 
Dienstweg zu stellen. 

§ 3
Hauptamt und Nebentätigkeit

(1) Aufgaben, die der Hochschule obliegen, sind von dem 
an ihr tätigen beamteten Personal im Rahmen seines 
Dienstverhältnisses in der Regel im Hauptamt wahrzu-
nehmen. Die Lehrtätigkeit an anderen Hochschulen ge-
hört nur dann zum Hauptamt, wenn durch sie die oblie-
genden Lehrverpfl ichtungen erfüllt werden.

(2) Die Erstattung von Gutachten und die Durchführung 
von Untersuchungen gemäß § 9 Absatz 2 Satz 4 Neben-
tätigkeitsverordnung, zu der die Hochschule auf Grund 
von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verpfl ichtet 
ist, gehören zu den hauptamtlichen Aufgaben. Gleiches 
gilt für die Erstattung von Gutachten in Berufungsver-
fahren. Haben Gutachten oder Beratungen im Wesentli-
chen das Ergebnis einer im Hauptamt durchgeführten 
Forschungstätigkeit zum Inhalt, so zählen auch die Gut-
achtenerstattung oder die Beratertätigkeit zum Haupt-
amt. Dem beamteten Personal kann unter Berücksichti-
gung seiner übrigen Dienstaufgaben im Einzelfall eine 
wissenschaftliche Aufgabe, insbesondere ein Gutachten 
(Dienstgutachten) oder eine künstlerische Aufgabe, im 
Hauptamt übertragen werden.

(3) Zur Lehrtätigkeit gehört auch die Erarbeitung von 
Studienmaterial für Einrichtungen des Fernstudiums.

§ 4
Wahrung dienstlicher Belange

(1) Genehmigungspfl ichtig im Sinne des §  49 Absatz  1 
Landesbeamtengesetz ist die Stellung als Gesellschafte-
rin oder Gesellschafter in einer GmbH, sofern sie nicht 
ausnahmsweise der Regelung des §  51 Absatz  1 Num-
mer 1 Landesbeamtengesetz unterfällt. 

(2) Nebentätigkeit während der Arbeitszeit darf bei be-
amtetem Personal, auf das die Vorschriften über die Ar-
beitszeit anzuwenden sind, nur nach Maßgabe des §  52 
Absatz 1 Landesbeamtengesetz zugelassen werden, sonst 
nur bei einer Beurlaubung nach den geltenden Vorschrif-
ten. Ist bei beamtetem Personal, auf das die Vorschriften 
über die Arbeitszeit nicht anzuwenden sind, zur Aus-
übung einer Nebentätigkeit die Befreiung von Dienst-
aufgaben notwendig, ist die Nebentätigkeit nur bei Frei-
stellung oder Beurlaubung nach den geltenden Vorschrif-
ten zulässig. Die Bewilligung von Sonderurlaub für 
wissenschaftliche und künstlerische Zwecke im Hoch-
schulbereich umfasst die Genehmigung der Nebentätig-
keit, für die der Sonderurlaub bewilligt wird; dies gilt 
auch bei der Gewährung eines Praxisfreisemesters.

(3) Soll eine Nebentätigkeit einer Hochschullehrerin 
oder eines Hochschullehrers freiberufl ich in einem Büro 
ausgeübt werden, so darf sie nur genehmigt werden, 
wenn
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1.   eine eindeutige Trennung der Aufgaben von denen der 
Hochschule und der sachlichen und personellen Aus-
stattung des Büros von den Hochschuleinrichtungen 
gewährleistet ist,

2.   sie grundsätzlich in der Form einer Beteiligung an 
einer Sozietät oder der Mitarbeit ausgeübt wird und

3.   gewährleistet ist, dass die Hochschullehrerin oder der 
Hochschullehrer durch die Ausübung der Nebentätig-
keit nicht daran gehindert wird, der Hochschule an 
vier Tagen wöchentlich für Dienstaufgaben uneinge-
schränkt zur Verfügung zu stehen.

(4) Absatz  3 gilt entsprechend für die selbständige Tä-
tigkeit in einem Unternehmen, die Ausübung einer Pra-
xis oder das Betreiben eines Labors, eines Instituts oder 
einer ähnlichen Einrichtung.

(5) Zum Nachweis, dass die Genehmigungsvorausset-
zungen erfüllt sind, sind dem Nebentätigkeitsantrag fol-
gende Anlagen beizufügen: 

1.  Eine Erklärung, dass

 a)   die Aufgaben von den Hochschulaufgaben eindeu-
tig getrennt sind,

 b)   die Nebentätigkeit außerhalb der Hochschule aus-
geübt wird, 

 c)   Material und Einrichtungen der Hochschule nicht 
in Anspruch genommen werden und

 d)   kein Personal der Hochschule im Rahmen der Ne-
bentätigkeit beschäftigt wird;

2.   Der Entwurf des Gesellschafts- oder Mitarbeiterver-
trages einschließlich einer vertraglich vereinbarten 
Gewährleistung, dass die Hochschullehrerin oder der 
Hochschullehrer an der Erfüllung der sich aus der 
Nebentätigkeit ergebenden dienstrechtlichen Pfl ich-
ten nicht gehindert wird, was insbesondere für die 
jährliche Meldepfl icht gemäß § 53 Landesbeamtenge-
setz, §  9 dieser Verordnung und die Auskunftspfl icht 
gemäß § 52 Landesbeamtengesetz gilt.

(6) Als Nebentätigkeit kann die Teilnahme an der kas-
senärztlichen Versorgung nur genehmigt werden, wenn 
insoweit ein Vertrag mit der Kassenärztlichen Vereinigung 
über die Inanspruchnahme der Universitätsklinik nicht 
besteht oder nicht zustande kommt und ansonsten eine 
ausreichende Krankenversorgung nicht gewährleistet 
werden kann. Beteiligungen oder Ermächtigungen von 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern aus der Zeit 
vor Inkrafttreten dieser Verordnung bleiben unberührt.

Teil 2
Genehmigungsbedürftigkeit und Verfahren

§ 5
Allgemeine Genehmigung von Nebentätigkeiten

(1) Folgende Nebentätigkeiten sind allgemein geneh-
migt:

1.   Die Herausgabe und die Schriftleitung wissenschaft-
licher Veröffentlichung durch Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer;

2.   Forschungs- und Entwicklungsarbeiten von Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrern im Auftrag 
Dritter, wenn die Ergebnisse öffentlich zugänglich 
sein sollen;

3.   die Tätigkeit von Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrern der Rechtswissenschaft als

 a)   Prozessvertretung vor dem Bundesverfassungsge-
richt, den Verfassungsgerichten der Länder, den 
obersten Gerichtshöfen des Bundes und vor inter-
nationalen Gerichten;

 b)   Verteidigerin und Verteidiger vor Gerichten und 
Disziplinargerichten;

 c)   Richterinnen und Richter ohne Residenzpfl icht 
und ohne laufende Bezüge an internationalen Ge-
richten;

 d)   Prüferin und Prüfer im schriftlichen und mündli-
chen Teil der staatlichen Pfl ichtfachprüfung;

4.   die Preisrichtertätigkeit der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer;

5.   Lehrtätigkeiten an anderen Hochschulen im zeitli-
chen Umfang bis zu vier Lehrveranstaltungsstunden 
je Semesterwoche sowie die Erarbeitung von Studien-
material für Einrichtungen des Fernstudiums und Ver-
bundstudiums in dem vier Lehrveranstaltungsstun-
den je Semesterwoche entsprechenden Umfang;

6.   die nebentätige Mitarbeit an allgemein genehmigten 
und nicht genehmigungspfl ichtigen Nebentätigkeiten 
von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern au-
ßerhalb der Arbeitszeit. 

(2) § 7 Absatz 2 Nebentätigkeitsverordnung gilt entspre-
chend.

§ 6 
Genehmigung von Nebentätigkeiten in der 

 Krankenversorgung

(1) Den Leiterinnen und Leitern einer Abteilung mit 
Aufgaben in der Krankenversorgung (leitende Abtei-
lungsärztin und leitender Abteilungsarzt) können in be-
gründeten Ausnahmefällen nach Maßgabe des §  8 Ne-
bentätigkeitsverordnung die nebentätige Erbringung 
wahlärztlicher Leistungen genehmigt werden. Über die 
Inanspruchnahme von Ressourcen des Klinikums ent-
scheidet dieses selbst. 

(2) Über § 8 Absatz 4 Nebentätigkeitsverordnung hinaus 
kann auch anderem ärztlichen Personal die gelegentliche 
Konsiliartätigkeit außerhalb des Klinikums gewährt 
werden. 

Teil 3
Vergütung

§ 7
Anforderung der Vergütung für private Nebentätigkeiten

Vergütungen für private Nebentätigkeiten, insbesondere 
für eine Gutachtertätigkeit und eine persönliche Bera-
tung und Behandlung von Patienten, hat das beamtete 
Personal auf eigene Kosten selbst anzufordern und ein-
zuziehen. Die Vergütungen dürfen durch die Hochschul-
verwaltung nur mit Zustimmung der obersten Dienstbe-
hörde und gegen Erstattung der Verwaltungskosten 
angefordert oder eingezogen werden.

§ 8 
Ausnahmen

(1) Über §  14 Nebentätigkeitsverordnung hinaus sind 
§§ 12 und 13 Nebentätigkeitsverordnung auch auf Vergü-
tungen für folgende von Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer ausgeübte Nebentätigkeiten im öffent-
lichen Dienst nicht anzuwenden: 

1.  Vortrags- und Prüfungstätigkeiten;

2.   Erstattung von Gutachten, insbesondere § 3 Absatz 2 
bleibt unberührt;

3.  Forschungs- und Entwicklungsarbeiten;

4.   Objektplanung für Freianlagen, Erstellung von Flä-
chennutzungsplänen, Bebauungsplänen, Landschafts-
plänen, Grünordnungsplänen und landschaftspfl egeri-
schen Plänen sowie sonstiger im öffentlichen Interesse 
liegender Pläne öffentlicher Auftraggeber, Leistungen 
für Tragwerksplanung (siehe Regelungen der Hono-
rarordnung für Architekten und Ingenieure);

5.   Tätigkeiten im Wissenschaftsmanagement, insbeson-
dere geschäftsführende und/oder administrative Tä-
tigkeiten bei von Bund und Ländern fi nanzierten 
überregionalen Wissenschaftsorganisationen und 
ihren Forschungseinrichtungen oder -instituten;

6.   Mitwirkung an unternehmerischen Hochschultätig-
keiten im Sinne des §  5 Absatz  7 Satz  1 des Hoch-
schulgesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. 
S. 547) in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Über weitere Ausnahmen von der Abführungspfl icht 
gemäß §  22 Absatz  1 Nebentätigkeitsverordnung ent-
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scheiden für das beamtete Personal die für die Nebentä-
tigkeitsgenehmigung zuständigen Stellen zugleich mit 
der Nebentätigkeitsgenehmigung.

§ 9
Meldung von Nebeneinnahmen

Die Beamtin und der Beamte hat dem Dienstvorgesetz-
ten eine Aufstellung über die im Kalenderjahr bezogenen 
Vergütungen (§ 11 Nebentätigkeitsverordnung) aus 

1.   Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst und ihnen 
gleichstehenden Nebentätigkeiten ohne Rücksicht da-
rauf, ob sie genehmigungspfl ichtig sind, und 

2.   Nebentätigkeiten außerhalb des öffentlichen Dienstes, 
soweit die Tätigkeiten nach § 49 Absatz 1 Nummer 1, 
3 oder 4 Landesbeamtengesetz genehmigungspfl ichtig 
sind, 

vorzulegen, wenn sie insgesamt 6000,– Euro übersteigen. 
Die Aufstellung soll dem Dienstvorgesetzten unverzüg-
lich nach Abschluss des Kalenderjahres vorgelegt wer-
den.

Teil 4
Inanspruchnahme von Einrichtungen, 

Personal und Material

§ 10
Genehmigungspflicht

(1) Das beamtete Personal bedarf der vorherigen Geneh-
migung, wenn es bei der Ausübung einer Nebentätigkeit 
Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn 
in Anspruch nehmen will. Das Gleiche gilt, wenn in der 
Hochschule zur Ausübung einer Nebentätigkeit mitar-
beitendes Personal, das nicht vom Dienstherrn angestellt 
ist, tätig werden soll.

(2) Den leitenden Abteilungsärztinnen und den leitenden 
Abteilungsärzten kann die Inanspruchnahme von Hoch-
schulpersonal für Nebentätigkeiten gemäß §  6 Absatz  1 
genehmigt werden, soweit dienstliche Interessen nicht 
beeinträchtigt werden und § 14 Absatz 4 beachtet wird.

§ 11
Allgemeine Genehmigung

(1) Den Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern 
wird die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal 
und Material des Dienstherrn in den Bereichen der 
Hochschule, in denen sie tätig sind, für nicht genehmi-
gungspfl ichtige oder allgemein genehmigte Nebentätig-
keiten in ihren Fächern allgemein genehmigt, soweit

1.   die Nebentätigkeit die Erfüllung der Dienstaufgaben 
fördert,

2.  dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt werden,

3.   die Inanspruchnahme für die jeweilige Nebentätigkeit 
nicht länger als voraussichtlich drei Monate dauert,

4.   ein Umgang mit radioaktiven Stoffen (§§ 3 und 4 der 
Strahlenschutzverordnung vom 20. Juli 2001 
(BGBl.  I S.  1714; 2002 I S.  1459), die zuletzt durch 
Artikel 5 Absatz  7 des Gesetzes vom 24. Februar 
2012 (BGBl. I S. 212) geändert worden ist) nicht vor-
gesehen ist und

5.   die wissenschaftlichen Ergebnisse der Nebentätigkeit 
öffentlich zugänglich sein sollen.

Die dienstvorgesetzte Stelle kann Ausnahmen von Num-
mer 3 allgemein gestatten.

(2) Die Inanspruchnahme ist unter Angabe von Art, Um-
fang und Dauer der Hochschule rechtzeitig vor Beginn 
schriftlich anzuzeigen.

(3) § 16 Absatz 3 und Absatz 4 Satz 3 bis 5 Nebentätig-
keitsverordnung gilt entsprechend.

§ 12
Nutzungsentgelt

Bei wissenschaftlichen Veröffentlichungen und künstleri-
schen Nebentätigkeiten, die im Zusammenhang mit den 

Dienstaufgaben stehen, wird bis zum Betrag von 300 
Euro im Kalenderjahr auf das Nutzungsentgelt verzich-
tet. Übersteigt es diesen Betrag, ist es in voller Höhe zu 
entrichten.

§ 13
Höhe des Nutzungsentgelts

(1) Das Nutzungsentgelt gilt als in keinem angemesse-
nen Verhältnis im Sinne von § 18 Absatz 2 Nebentätig-
keitsverordnung, wenn es offensichtlich mindestens um 
50 Prozent des Pauschalbetrages erhöht oder herabge-
setzt werden müsste.

(2) Erforderlichenfalls ist von Amts wegen eine genaue 
Kostenerhebung zu veranlassen und gegebenenfalls ein 
individuelles Nutzungsentgelt festzusetzen.

(3) Die Beamten sollen die für die Festsetzung des Nut-
zungsentgelts erforderlichen Aufzeichnungen und Nach-
weise fünf Jahre, vom Tage der Festsetzung des Nut-
zungsentgelts gerechnet, aufbewahren.

§ 14
Nutzungsentgelt bei ärztlicher Nebentätigkeit

(1) Abweichend von §  18 Absatz  3 und 4 Nebentätig-
keitsverordnung beträgt das Nutzungsentgelt in Berei-
chen mit medizinisch-theoretischen Aufgaben 20 Prozent 
für die Inanspruchnahme von Personal und je 10 Prozent 
für die Inanspruchnahme von Einrichtungen und Mate-
rial, sofern keine Nebentätigkeit gemäß § 6 Absatz 1 vor-
liegt. 

(2) Ist keine Vergütung gefordert, beschränkt sich das 
Nutzungsentgelt auf insgesamt 15 Prozent. Das Entgelt 
für die Inanspruchnahme von Ressourcen der Kliniken 
legen diese fest.

(3) Ärztliche Nebentätigkeit ist jede Tätigkeit unter der 
Berufsbezeichnung „Ärztin“ oder „Arzt“, wenn sie auf 
Grund medizinischer Ausbildung ausgeübt wird.

(4) Die leitenden Abteilungsärztinnen und die leitenden 
Abteilungsärzte, denen nach bisherigem Recht wahlärzt-
lichen Leistungen genehmigt wurden oder denen dies 
gemäß § 6 Absatz 1 noch genehmigt wird, haben die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in angemessener Höhe an 
den Einnahmen aus ihren Nebentätigkeiten zu beteili-
gen, soweit diese außerhalb der Arbeitszeit daran mitge-
wirkt haben; eine Vergütung für eine Mitwirkung inner-
halb der Arbeitszeit darf gewährt und angenommen 
werden. §  8 Absatz  3 Nebentätigkeitsverordnung bleibt 
unberührt.

Teil 5
Schlussvorschriften

§ 15
Erteilte Genehmigungen

Bereits erteilte Genehmigungen auf Grund des bisheri-
gen Rechts gelten bis zum Ablauf ihrer Befristung fort.

§ 16
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Hochschulnebentätigkeits-
verordnung vom 11. Dezember 1981 (GV. NRW. S.  726) 
außer Kraft.

Düsseldorf, den 19. Dezember 2014

Die Ministerin
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Svenja  S c h u l z e

– GV. NRW. 2015 S. 100
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2251

Satzung 
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM) 

über die Nutzung von Sendezeiten für den 
Bürgerfunk im lokalen Hörfunk 
(Nutzungssatzung Bürgerfunk)

Vom 12. Dezember 2014

Auf Grund der §§  40 Absatz  6 Satz  4, 40a Absatz  4 
Satz 4 und Absatz 5 Satz 5, 40b Absatz 1 Satz 3 und Ab-
satz  3 Satz  3 des Landesmediengesetzes Nordrhein-
Westfalen (LMG NRW) vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. 
S.  334), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 14. Rund-
funkänderungsgesetzes vom 4. Juli 2014 (GV. NRW. 
S. 387), erlässt die Landesanstalt für Medien Nordrhein-
Westfalen (LfM) folgende Satzung:

§ 1
Grundsätze

(1) Der Bürgerfunk als Teil der nordrhein-westfälischen 
Bürgermedien ermöglicht gemäß §  40 Absatz  1 LMG 
NRW Bürgerinnen und Bürgern, sich an der Schaffung 
und Veröffentlichung von Inhalten in Medien zu beteili-
gen und trägt so zur Ausbildung ihrer Medienkompetenz 
bei. Bürgermedien ergänzen durch innovative, kreative 
und vielfältige Inhalte das publizistische Angebot für 
Nordrhein-Westfalen und leisten einen Beitrag zur ge-
sellschaftlichen Meinungsbildung. 
Darüber hinaus dient der Bürgerfunk im lokalen Hör-
funk dazu, das lokale Informationsangebot zu ergänzen 
und den Erwerb von Medienkompetenz, insbesondere 
von Schülerinnen und Schülern, zu ermöglichen und 
damit auch zur gesellschaftlichen Meinungsbildung bei-
zutragen. 
Diese Satzung enthält Regelungen zu der Zugangsbe-
rechtigung, der Qualifi zierung, den Sendezeiten und 
Nutzungsbedingungen sowie Sendeinhalten.

(2) Wer nicht zur Veranstaltung und Verbreitung von 
Rundfunk nach dem Landesmediengesetz Nordrhein-
Westfalen oder anderen Gesetzen zugelassen ist, kann 
mit Programmbeiträgen für den lokalen Hörfunk Bür-
gerfunk betreiben.

(3) Bürgerfunk darf nicht auf einen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb gerichtet sein und die Beiträge keine Wer-
bung, Teleshopping und Sponsoring enthalten. Im Bür-
gerfunk dürfen keine Gewinnspiele stattfi nden.

§ 2
Zugangsberechtigung

(1) Zugangsberechtigt zum Bürgerfunk im lokalen Hör-
funk sind Gruppen, die im Verbreitungsgebiet eines loka-
len Hörfunkprogramms tätig sind, über eine geeignete 
Qualifi zierung verfügen und keine Zulassung zur Veran-
staltung von Rundfunk haben. Die Mitglieder der Grup-
pen müssen ihre Wohnung oder ständigen Aufenthalt im 
Verbreitungsgebiet haben. Für Teilnehmer an Schul- und 
Jugendprojekten wird dies vermutet, wenn die Schule 
oder die Jugendeinrichtung ihren Sitz im Verbreitungs-
gebiet hat.

(2) Gruppe im Sinne des § 40a Absatz 2 LMG NRW und 
dieser Satzung ist jeder Zusammenschluss von mindes-
tens drei Personen zu einem gemeinsamen Zweck.

(3) Als geeignet qualifi ziert im Sinne des § 40a Absatz 2 
LMG NRW gilt, wer in der Lage ist, rechtliche und jour-
nalistische Anforderungen an Sendebeiträge für den 
Bürgerfunk unbeschadet der Verantwortlichkeit der Ver-
anstaltergemeinschaft zu beachten und umzusetzen.

Die Person muss

–  Verantwortung dafür tragen können, dass ihr Beitrag 
nicht gegen geltendes Recht verstößt,

–  die Anforderungen an Hörgewohnheiten von Hör-
funkrezipienten einschätzen können.

(4) Eine Gruppe verfügt über die geeignete Qualifi zie-
rung, wenn mindestens ein Gruppenmitglied den Nach-
weis der geeigneten Qualifi zierung erbringt.

(5) Der Nachweis der geeigneten Qualifi zierung gemäß 
Absatz 3 kann erbracht werden durch:

–  erfolgreiche Teilnahme an einer von der der LfM an-
erkannten Qualifi zierungsmaßnahme,

–  durch eine journalistische Ausbildung und/oder jour-
nalistische Berufspraxis mit Hörfunkanteilen.

(6) Die geeignete Qualifi zierung wird durch ein Zertifi -
kat der LfM bestätigt.

(7) Weitere Einzelheiten hinsichtlich der Inhalte, Anfor-
derungen und der Durchführung der Qualifi zierungs-
maßnahme sowie der Vergabe des Zertifi kats und dessen 
Gültigkeit sind Gegenstand einer Richtlinie.

§ 3
Ausschluss der Zugangsberechtigung

(1) Nicht zugangsberechtigt sind Veranstalter lokalen 
Hörfunks oder Mitglieder einer Veranstaltergemeinschaft 
oder Personen, die zu einem Veranstalter lokalen Hör-
funks in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis oder in 
einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis stehen. Sie dür-
fen an der Herstellung von Programmbeiträgen nach 
§ 40b Absatz 1 LMG NRW nicht mitwirken.
Satz 1 und 2 gilt nicht für die Vertreterin oder den Ver-
treter der Bürgermedien nach § 62 Absatz 3 Satz 1 LMG 
NRW.

(2) Nicht zugangsberechtigt sind Gruppen, deren Mit-
glieder Gesellschafter oder gesetzliche oder satzungsmä-
ßige Vertreter von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts oder Personen sind, die zu diesen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts in einem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis in leitender Stellung stehen. Vom Zu-
gangsverbot nach Satz 1 sind öffentlich-rechtliche Reli-
gions- und Weltanschauungsgemeinschaften sowie Thea-
ter, Volkshochschulen, Hochschulen, Schulen und 
sonstige kulturelle Einrichtungen nicht erfasst. Die 
evangelischen Kirchen, die katholische Kirche und die 
jüdischen Kultusgemeinden sind als bestimmungsbe-
fugte Stellen nach Absatz  1 Satz  1 vom Zugang ausge-
schlossen.

(3) Nicht zugangsberechtigt sind Gruppen, die als Un-
ternehmen und Vereinigungen von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts abhängig sind (§  17 Aktienge-
setz).

(4) Nicht zugangsberechtigt sind Gruppen, deren Mit-
glieder, Gesellschafter oder gesetzliche oder satzungsmä-
ßige Vertreter zugleich Mitglieder der Bundesregierung, 
einer Landesregierung oder einer ausländischen Regie-
rung sind.

(5) Nicht zugangsberechtigt sind Gruppen, deren Mit-
glieder, Gesellschafter, gesetzliche oder satzungsmäßige 
Vertreter zugleich Mitglieder eines Organs eines öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkveranstalters sind oder zu die-
sem in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis stehen.

(6) Nicht zugangsberechtigt sind politische Parteien und 
Wählervereinigungen und von diesen abhängige Unter-
nehmen und Vereinigungen (§ 17 Aktiengesetz).

(7) Nicht zugangsberechtigt ist gemäß §  40 Absatz  2 
LMG NRW, wer zur Veranstaltung und Verbreitung von 
Rundfunk nach dem LMG NRW oder anderen Gesetzen 
zugelassen ist.

§ 4
Sendezeiten und Nutzungsbedingungen

(1) Die Veranstalter sollen in ihr Programm für den Bür-
gerfunk täglich höchstens 60 Minuten abzüglich der 
Sendezeiten für Nachrichten, Werbung, Wetter- und Ver-
kehrsmeldungen einbeziehen. Diese dürfen in ihrer Ge-
samtlänge in der für den Bürgerfunk nach Satz 1 vorge-
sehenen Sendezeit nicht den Umfang überschreiten, wie 
er für die Programmdauer des lokalen Hörfunkpro-
gramms im Tagesdurchschnitt bezogen auf eine volle 
Sendestunde im jeweiligen Verbreitungsgebiet üblich ist.

(2) Der Bürgerfunk soll im Programmschema der loka-
len Hörfunkprogramme werktags in der Zeit zwischen 
20 Uhr und 21 Uhr verbreitet werden. An Sonntagen und 
gesetzlichen Feiertagen soll der Bürgerfunk zwischen 
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19 Uhr und 21 Uhr verbreitet werden. Satz 1 und 2 gel-
ten nicht, wenn sich die Beteiligten anderweitig einigen. 
Andere oder zusätzliche Sendezeiten können im Einver-
nehmen mit dem Veranstalter auch für Schul- und Ju-
gendprojekte zur Förderung der Medienkompetenz oder 
für die Gestaltung von Live-Sendungen mit Bürgerbei-
trägen vereinbart werden.

(3) Nicht in Anspruch genommene Sendezeit kann die 
Veranstaltergemeinschaft selbst nutzen. Dabei hat sie die 
Möglichkeit, eine Vereinbarung nach § 56 LMG NRW zu 
schließen.

(4) Die Organisation der Vergabe der Sendeplätze ent-
sprechend den nachfolgenden Regelungen obliegt der 
Veranstaltergemeinschaft oder der von ihr damit beauf-
tragten Einrichtung. Es gelten folgende Grundsätze:

–  Sendeplätze für Beiträge werden grundsätzlich in der 
Reihenfolge des Eingangs der Sendeanmeldung für 
den jeweiligen Sendeplatz vergeben. 

–  Bei der Gestaltung der Sendeplätze ist ein gleichbe-
rechtigter Zugang zu gewährleisten.

–  Ausnahmsweise können feste Sendeplätze im Einver-
nehmen mit allen am Bürgerfunk beteiligten Gruppen 
vereinbart werden. Die Vereinbarungen dürfen nicht 
länger als sechs Monate gültig sein und die Gültigkeit 
darf erst einen Monat vor ihrem Ablauf verlängert 
werden. 

–  Es besteht für die einreichende Gruppe nur ein An-
spruch auf eine einmalige Ausstrahlung. 

–  Der Gruppe muss mit der Sendeanmeldung der Zeit-
punkt der Ausstrahlung bekannt gegeben werden. 

–  Unter Berücksichtigung der zeitlichen Wünsche der 
Gruppen können insbesondere für aktuelle Beiträge 
der Gruppen abweichende Regelungen getroffen wer-
den. 

–  Eine Gruppe darf zeitgleich maximal vier Beiträge 
zur Sendung anmelden. Die Anmeldung eines weite-
ren Beitrages kann erst nach der Ausstrahlung eines 
der bereits angemeldeten Beiträge erfolgen.

(5) Eine aus aktuellen Gründen notwendige Programm-
änderung auf dem ursprünglich vorgesehenen Sende-
platz ist der zugangsberechtigten Gruppe von der Veran-
staltergemeinschaft frühestmöglich bekannt zu geben. 
Die Veranstaltergemeinschaft ist verpfl ichtet, am ur-
sprünglich vorgesehenen Sendeplatz bzw. rechtzeitig 
vorher auf die Programmänderung hinzuweisen und der 
zugangsberechtigten Gruppe einen anderen Sendeplatz 
in der nach § 40a Absatz 5 Satz 2 LMG NRW vorgesehe-
nen Zeitspanne einzuräumen. Unbeschadet dieser zu-
sätzlichen Sendezeit zur Nachholung ausgefallender 
Bürgerfunksendungen gemäß Satz 1 gilt Absatz 1 Satz 1.

(6) Abweichend von der Reihenfolge des Eingangs der 
Sendeanmeldung müssen diejenigen Beiträge verbreitet 
werden, zu deren Ausstrahlung die Veranstaltergemein-
schaft aufgrund einer bestandskräftigen Entscheidung 
gemäß § 40 Absatz 7 LMG NRW verpfl ichtet wurde. Ab-
satz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 5
Inhalte

(1) Die Programmbeiträge müssen von den Gruppen 
selbst hergestellt und eigenständig gestaltet werden und 
ausschließlich für die Ausstrahlung im Verbreitungsge-
biet oder in einem Teil hiervon bestimmt sein.

(2) Die redaktionellen Inhalte der Beiträge müssen einen 
lokalen Bezug zum Verbreitungsgebiet haben. Lokaler 
Bezug kann insbesondere durch das Vorkommen eines 
Akteurs in Gestalt einer Person oder Institution, eines 
Ortes, eines Themas oder Ereignisses aus dem Verbrei-
tungsgebiet hergestellt werden.

(3) Ferner sind die redaktionellen Beiträge grundsätzlich 
in deutscher Sprache zu gestalten.

Fremdsprachige Inhalte sind zulässig, sofern fremdspra-
chige Zitate oder fremdsprachige redaktionelle Beiträge 
aufgenommen werden und diese mit einer Tonspur mit 
dem Inhalt in deutscher Sprache, dem sog. Voice-Over-
Verfahren, überlagert werden.

Anstelle eines Voice-Over kann innerhalb desselben Bei-
trages die deutsche Übersetzung des wesentlichen In-
halts erfolgen, wobei der deutschsprachige redaktionelle 
Anteil insgesamt überwiegen muss. Hat die Veranstalter-
gemeinschaft begründete Anhaltspunkte dafür, dass die 
deutsche Übersetzung des wesentlichen Inhalts nicht den 
gesetzlichen und satzungsmäßigen Bestimmungen ent-
spricht, kann sie die Vorlage einer Übersetzung des ge-
samten Beitrages verlangen. Hat die Veranstaltergemein-
schaft begründete Anhaltspunkte dafür, dass die 
Übersetzung den Inhalt des Beitrages in wesentlichen 
Teilen nicht zutreffend wiedergibt, kann sie von der 
Gruppe die Übersetzung durch einen vereidigten Über-
setzer verlangen.

(4) Unzulässig sind Beiträge staatlicher Stellen und Bei-
träge, die der Öffentlichkeitsarbeit von Parteien, Wähler-
gruppen oder an Wahlen beteiligter Vereinigungen die-
nen. 

§ 6
Verfahren bei der Anmeldung von Sendungen

(1) Beitrag und Sendeanmeldung sollen der Veranstal-
tergemeinschaft rechtzeitig, das heißt in der Regel drei 
Tage vor Ausstrahlung vorliegen. Bestandteil der Sende-
anmeldung ist eine kurze inhaltliche Beschreibung über 
den Ablauf der verwendeten Musiktitel und Wortbeiträge 
einschließlich der Angabe der Länge des Beitrags und 
der Produktionsart.

(2) Die Sendeanmeldung soll Namen und Anschrift von 
mindestens drei Gruppenmitgliedern enthalten.

(3) Jede Gruppe muss gegenüber der Veranstalterge-
meinschaft den Nachweis der geeigneten Qualifi zierung 
erbringen. Hierzu hat mindestens ein Gruppenmitglied 
mit der Sendeanmeldung das Zertifi kat gemäß §  2 Ab-
satz  5 vorzulegen. Qualifi zierte Gruppenmitglieder dür-
fen das Zertifi kat nur für eine Gruppe vorlegen. Unbe-
schadet dessen können sie Mitglieder anderer Gruppen 
im Verbreitungsgebiet sein.

(4) Die Veranstaltergemeinschaft kann zur sachgerechten 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach §  40b Absatz  3 
Satz  2 LMG NRW verlangen, dass die Gruppen sich 
schriftlich verpfl ichten, die Veranstaltergemeinschaft von 
Schadensersatzansprüchen Dritter, die aus der Verbrei-
tung des Beitrages entstehen können, freizustellen. Mit 
der Freistellungserklärung versichern die Gruppen, dass 
der Beitrag den Bestimmungen des Landesmediengeset-
zes Nordrhein-Westfalen, insbesondere den §§ 40 bis 40b 
LMG NRW, entspricht und sie alle Rechte für die Ver-
breitung des Beitrages innehaben. Für den Nachweis ist 
die schriftliche Erklärung mindestens desjenigen Grup-
penmitglieds erforderlich, das gemäß Absatz 3 Satz 2 das 
Zertifi kat vorlegt.

§ 7
Projekte

(1) Für Projekte, die gem. § 1 Absatz 1 Satz 3 dazu die-
nen, das lokale Informationsangebot zu ergänzen und 
den Erwerb von Medienkompetenz zu ermöglichen und 
damit auch zur gesellschaftlichen Meinungsbildung bei-
zutragen, gelten die Bestimmungen dieser Satzung mit 
folgenden Maßgaben:

1.   Der Nachweis der geeigneten Qualifi zierung gilt ab-
weichend von § 2 Absatz 3 Satz 1 als erbracht, wenn 
eine Person verantwortlich an dem Projekt mitge-
wirkt hat und von der LfM als Medientrainerin bzw. 
Medientrainer anerkannt ist oder sonst eine von der 
LfM anerkannte Qualifi zierungsmaßnahme erfolg-
reich absolviert hat

2.   Sendeanmeldungen und die Freistellungserklärungen 
sind im Falle von Nummer 1 Satz 1 durch die dort ge-
nannte Person abzugeben, im Falle von Nummer  1 
Satz 2 durch die für das Projekt verantwortliche Per-
son.

(2) Zur Förderung der Medienkompetenz durch Schul- 
und Jugendprojekte können abweichend von §  4 Ab-
satz  1 im Einvernehmen mit der Veranstaltergemein-
schaft besondere zusätzliche Sendezeiten vereinbart 
werden. 
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§ 8
Aufgaben der Veranstaltergemeinschaft

(1) Die Veranstaltergemeinschaft ist für den Inhalt der 
Programmbeiträge der Gruppen nach §  40b Absatz  3 
Satz 1 LMG NRW verantwortlich. Die Veranstaltergemein-
schaft ist verpfl ichtet, die eingereichten Beiträge inhaltlich 
und technisch unverändert entsprechend der im Pro-
grammschema ausgewiesenen Sendezeit auszustrahlen.

(2) Die Veranstaltergemeinschaft hat Programmbeiträge 
abzulehnen, die den gesetzlichen Bestimmungen nicht 
entsprechen.

(3) Die Programmbeiträge sind im lokalen Programm 
anzukündigen; auf digitale Angebote der Gruppen soll 
der Veranstalter lokalen Hörfunks in seinem Online-An-
gebot hinweisen.
Die Gestaltung der Ankündigungen im Programm ob-
liegt der Veranstaltergemeinschaft. Häufi gkeit, Zeitpunkt 
und Darstellungsform sollen einer im Programm des Lo-
kalradios üblichen Form entsprechen und mindestens am 
Tag der Ausstrahlung des Sendebeitrags erfolgen. Die 
Ankündigung sollte mindestens Angaben zu Zeit der 
Ausstrahlung des Beitrags und zu dessen Inhalt bzw. 
Thema enthalten.
Die Hinweispfl icht bezüglich der digitalen Angebote im 
Online-Angebot des Lokalsenders gilt nur für solche, die 
die Grundsätze des § 1 Absatz 3 erfüllen.

(4) Die Veranstaltergemeinschaft informiert die Gruppen 
über die Möglichkeiten der Nutzung von Sendezeiten 
und gibt Ihnen seitens der LfM zur Verfügung gestellte 
Informationsmaterialien zur Kenntnis.

(5) Hat die Veranstaltergemeinschaft begründete Zweifel 
an der Zugangsberechtigung oder der Vereinbarkeit eines 
eingereichten Beitrags mit dem geltenden Recht, setzt sie 
sich rechtzeitig vor dem geplanten Sendetermin mit der 
Gruppe ins Benehmen; dabei ist der Gruppe der Grund 
der möglichen Ablehnung und der beanstandete Teil des 
Beitrags mitzuteilen.

§ 9
Aufbewahrungspflicht und Gegendarstellung

(1) Die Veranstaltergemeinschaft ist gegenüber der LfM 
dafür verantwortlich, dass eine Aufzeichnung eines jeden 
gesendeten Beitrags erfolgt und für die Dauer der Frist 
gemäß § 43 Absatz 2 LMG NRW (drei Monate nach dem 
Tag der Verbreitung) aufbewahrt wird. Wird innerhalb 
dieser Frist ein Beitrag beanstandet, enden die Pfl ichten 
der Aufzeichnung und Aufbewahrung erst, wenn die Be-
anstandung durch rechtskräftige gerichtliche Entschei-
dung, durch gerichtlichen Vergleich oder auf andere 
Weise erledigt ist. Die sich aus § 43 Absatz 3 LMG NRW 
ergebenden Pfl ichten der Veranstaltergemeinschaft blei-
ben unberührt. Gegendarstellungsansprüche sind an die 
Veranstaltergemeinschaft zu richten.

(2) Das Verfahren über Programmbeschwerden gegen 
Beiträge richtet sich nach der Satzung der LfM über das 
Verfahren bei Programmbeschwerden in der jeweils gül-
tigen Fassung.

§ 10
Entscheidungsrecht der LfM

(1) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Veranstal-
tergemeinschaften und Gruppen, die Bürgerfunk im lo-
kalen Hörfunk betreiben, sowie in Zweifelsfällen ent-
scheidet die LfM.

(2) Die Beteiligten sind jeweils verpfl ichtet, der LfM un-
verzüglich alle für die Entscheidung erforderlichen An-
gaben, insbesondere die Sendeanmeldungen, und auf 
deren Verlangen den Beitrag in elektronischer Form in 
einem üblichen, abspielbaren und speicherbaren Format 
zu übersenden. Wurde ein Bürgerfunkbeitrag im lokalen 
Hörfunk abgelehnt, ist die schriftliche Ablehnungsbe-
gründung zu übersenden.

§ 11
Schlussbestimmungen

(1) Einzelheiten kann die LfM in Bekanntgaben oder 
Richtlinien regeln.

(2) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Nutzungssatzung 
Hörfunk vom 10. August 2007 (GV. NRW. S. 325), zuletzt 
geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 19. Juli 
2013 (GV. NRW. S. 496), außer Kraft.

Düsseldorf, den 12. Dezember 2014

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM)

i. V.

Doris  B r o c k e r

– GV. NRW. 2015 S. 103

7831

Sechzehnte Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur 

Durchführung von Regelungen auf dem 
Gebiet der Tierseuchenbekämpfung

Vom 12. Januar 2015

Auf Grund des §  27 Absatz  1 des Ausführungsgesetzes 
zum Tierseuchengesetz und zum Tierische Nebenpro-
dukte-Beseitigungsgesetz vom 2. September 2008 (GV. 
NRW. S.  612) verordnet das Ministerium für Klima-
schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz im Benehmen mit dem Verwaltungsrat:

Artikel 1

Die Verordnung zur Durchführung von Regelungen auf 
dem Gebiet der Tierseuchenbekämpfung vom 3. Juli 1986 
(GV. NRW. S.  545), die zuletzt durch Verordnung vom 
10. Dezember 2013 (GV. NRW. 2014 S. 10) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 1a wird wie folgt geändert: 

 a)   In Absatz 1 wird die Angabe „2014“ durch die An-
gabe „2015“ ersetzt und Nummer 2 wird wie folgt 
gefasst:

  „2. Rinder

  je Tier = 12,00 €“.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Der Mindestbeitrag für jeden beitragspfl ichti-
gen Tierbesitzer beträgt 10 Euro. Der Mindestbei-
trag für Viehhandelsunternehmen und Sammel-
stellen beträgt 50 Euro.“

2.  § 1b wird wie folgt gefasst:

 „§ 1b
 Beitragsbonus

  (1) Bei Schweinen wird für Bestände mit 63 und mehr 
Tieren ein Bonus von 20 Prozent auf den Gesamtbei-
trag für Schweine gewährt, wenn der Tierbesitzer sich 
verpfl ichtet, eine oder mehrere der folgenden Bedin-
gungen im Beitragsjahr zu erfüllen:

 a)  Geschlossene Systeme

   Alle Schweine werden in einem geschlossenen Sys-
tem gehalten, wobei keine Schweine von außerhalb 
in den Betrieb verbracht werden, ausgenommen 
Zuchtschweine, die ausschließlich und direkt aus 
anerkannten Zuchtunternehmen oder Zuchtver-
bänden oder von Betrieben, die mit den anerkann-
ten Zuchtunternehmen oder Zuchtverbänden in 
Fragen der Hygiene vergleichbar sind, bezogen 
werden.

 b)  Zuchtbetriebe

   Der Bezug von Zuchtschweinen erfolgt ausschließ-
lich und direkt von anerkannten Zuchtunterneh-
men oder Zuchtverbänden oder von Betrieben, die 
mit den anerkannten Zuchtunternehmen oder 
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Zuchtverbänden in Fragen der Hygiene vergleich-
bar sind.

 c)  Mastbetriebe

   Der Bezug aller im Beitragsjahr eingestallten 
Nutzschweine erfolgt ausschließlich und direkt aus 
insgesamt höchstens drei Schweinebeständen 
(auch Systemferkel- und spezialisierte Ferkelauf-
zuchtbetriebe). Die eingestallten Nutzschweine 
dürfen, insbesondere auch beim Transport, keinen 
Kontakt mit Schweinen anderer Bestände gehabt 
haben.

 d)  Kombinierte Zucht- und Mastbetriebe

Für den Zuchtbestand wird die Bedingung nach Buch-
stabe b und für den Mastbestand nach Buchstabe c er-
füllt.

Die Verpfl ichtungserklärung muss bis zum 31. Januar des 
Beitragsjahres bei der Tierseuchenkasse eingegangen 
sein. Verspätet abgegebene Verpfl ichtungen bleiben un-
berücksichtigt. Im Schadensfall ist die Einhaltung der 
Verpfl ichtung durch die Vorlage von Dokumenten nach-
zuweisen; hinsichtlich der Verpfl ichtung nach Absatz  1 
Buchstabe c, beim Transport keinen Kontakt mit 
Schweinen aus anderen Beständen zuzulassen, genügt 
als Nachweis die Vorlage einer entsprechenden schriftli-
chen Vereinbarung mit dem Transporteur.

Die Vergleichbarkeit in Fragen der Hygiene nach Ab-
satz 1 Buchstabe a und b wird von dem Tiergesundheits-
dienst der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
auf Antrag festgestellt. Anträge auf Vergleichbarkeit sind 
bis zum 1. Dezember des dem Beitragsjahr vorhergehen-
den Jahres bei dieser Stelle einzureichen.

(2) Bei Rindern wird ein Bonus von 10 Euro je Tier ge-
währt für Bestände, die am Stichtag 15. Februar 2015 
nach §  1 Absatz  2 Nummer  1 der BHV1-Verordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Dezember 
2005 (BGBl.  I S.  3520), die durch Artikel 6 der Verord-
nung vom 17. April 2014 (BGBl. I S. 388) geändert wor-
den ist, BHV1-frei sind. Der Status der BHV1-Freiheit 
muss am 15. Februar 2015 in der HIT-Datenbank doku-
mentiert sein. Sofern der Status der BHV1-Freiheit erst 
nach dem genannten Stichtag eintritt, wird der Bonus 
nicht gewährt. Der Bonus nach Satz 1 wird auch Betrie-
ben gewährt, die im Jahr 2014 ein mit der zuständigen 
Behörde abgestimmtes Sanierungsprogramm umgesetzt 
haben oder in die 2014 unverschuldet eine BHV1-Infek-
tion eingetragen worden ist. Die zuständige Behörde hat 
das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz  4 gegen-
über der Tierseuchenkasse zu bescheinigen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2015 
in Kraft. Für Beitragsforderungen, die bis zum 31. De-
zember 2014 entstanden sind, ist die Verordnung zur 
Durchführung von Regelungen auf dem Gebiet der Tier-
seuchenbekämpfung vom 3. Juli 1986 (GV. NRW. S. 545), 
die zuletzt durch Verordnung vom 10. Dezember 2013 
(GV. NRW. 2014 S. 10) geändert worden ist, weiter anzu-
wenden.

Düsseldorf, den 12. Januar 2015

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Johannes  R e m m e l

– GV. NRW. 2015 S. 105

2030

Verordnung
über beamtenrechtliche Zuständigkeiten

im Geschäftsbereich des Finanzministeriums
(Beamtenzuständigkeitsverordnung 

Finanzministerium – BeamtZustV FM)
Vom 15. Januar 2015

Auf Grund

–  des §  2 Absatz  3 und des §  105 Satz  2 des Landes-
beamtengesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224),

–  des §  54 Absatz  3 Satz  2 des Beamtenstatusgesetzes 
vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), 

–  des § 3 Absatz 1 und des § 5 der Verordnung über die 
Ernennung, Entlassung und Zurruhesetzung der Be-
amtinnen und Beamten und Richterinnen und Richter 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 25. Februar 2014 
(GV. NRW. S. 199), von denen § 3 Absatz 1 durch Ver-
ordnung vom 9. September 2014 (GV. NRW. S. 500) ge-
ändert worden ist,

–  des §  15 Absatz  2 Satz  2 und des §  66 Absatz  1 des 
Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 16. Mai 2013 (GV. NRW. 
S. 234),

–  der §§ 17 Absatz 5 Satz 2, 32 Absatz 2 Satz 2, 76 Ab-
satz 5 sowie des § 81 Satz 2 des Landesdisziplinarge-
setzes vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 624),

verordnet das Finanzministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen:

§ 1 
Grundsätzliche Zuständigkeit

(1) Gemäß § 2 Absatz 4 Satz 1 des Landesbeamtengeset-
zes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224) in der jeweils 
geltenden Fassung treffen die Dienstvorgesetzten die be-
amtenrechtlichen Entscheidungen über die persönlichen 
Angelegenheiten der ihnen nachgeordneten Beamtinnen 
und Beamten.

(2) Dienstvorgesetzte in diesem Sinne sind:

1.   die Leiterinnen und Leiter der Behörden und Einrich-
tungen hinsichtlich der in ihrer Behörde oder Einrich-
tung beschäftigten Beamtinnen und Beamten,

2.   die Leiterinnen und Leiter der Ausbildungseinrich-
tungen des mittleren und gehobenen Dienstes für die 
Beamtinnen und Beamten während der Dauer ihrer 
fachtheoretischen Ausbildung und Fachstudien an 
den Ausbildungseinrichtungen,

3.   die Leiterinnen und Leiter der Niederlassungen und 
der Zentrale des Bau- und Liegenschaftsbetriebes des 
Landes Nordrhein-Westfalen hinsichtlich der im Bau- 
und Liegenschaftsbetrieb des Landes Nordrhein-
Westfalen beschäftigten Beamtinnen und Beamten,

4.   die unmittelbar übergeordneten Behörden hinsicht-
lich der Leiterinnen und Leiter der Behörden und 
Einrichtungen sowie der Zentrale des Bau- und Lie-
genschaftsbetriebes des Landes Nordrhein-Westfalen; 
dies gilt nicht für die Festsetzung von Reisekostenver-
gütungen,

5.   die Bezirksregierung Detmold hinsichtlich der in 
ihrem Bezirk mit dienstlichem Wohnsitz ansässigen 
Beamtinnen und Beamten des Rentamtes Büren.

(3) Die Zuständigkeiten gemäß Absatz 2 Nummer 1 bis 5 
gelten nur, soweit sich nicht aus den folgenden §§ 2 bis 7 
oder aus anderen Gesetzen und Verordnungen abwei-
chende Zuständigkeiten ergeben.

(4) Das Finanzministerium kann die Zuständigkeit im 
Einzelfall an sich ziehen.

§ 2 
Das Beamtenverhältnis betreffende Entscheidungen

(1) Die Oberfi nanzdirektion Nordrhein-Westfalen, die 
Bezirksregierung Detmold, das Landesamt für Besol-
dung und Versorgung Nordrhein-Westfalen, das Rechen-
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zentrum der Finanzverwaltung, das Landesamt für Fi-
nanzen, die Fachhochschule für Finanzen Nordrhein-
Westfalen, die Landesfi nanzschule Nordrhein-Westfalen, 
die Fortbildungsakademie der Finanzverwaltung NRW 
sowie die Zentrale des Bau- und Liegenschaftsbetriebes 
des Landes Nordrhein-Westfalen sind im Rahmen ihres 
Geschäftsbereichs hinsichtlich der Beamtinnen und Be-
amten des einfachen, mittleren, gehobenen und höheren 
Dienstes einschließlich der Besoldungsgruppe A 16 zu-
ständig für:

1.   die Ernennungen und damit im Zusammenhang ste-
hende Entscheidungen gemäß §§  8 bis 12 des Beam-
tenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) 
in der jeweils geltenden Fassung sowie §§ 20 und 22 
des Landesbeamtengesetzes; die Regelungen der §§ 9 
Absatz 4 Satz 1, 18 Absatz 1 Satz 4 und 20 Absatz 5 
des Fachhochschulgesetzes öffentlicher Dienst vom 
29. Mai 1984 (GV. NRW. S. 303) in der jeweils gelten-
den Fassung bleiben unberührt,

2.   die Entlassungen und Versetzungen in den Ruhestand 
und damit im Zusammenhang stehende Entscheidun-
gen gemäß §§ 21 bis 23 und §§ 25 bis 31 des Beamten-
statusgesetzes und §§ 26 bis 28, §§ 31 bis 40 und § 78 
Absatz  3 und 4 des Landesbeamtengesetzes; die der 
Oberfi nanzdirektion Nordrhein-Westfalen nachgeord-
neten Behörden sowie die der Zentrale des Bau- und 
Liegenschaftsbetriebes des Landes Nordrhein-West-
falen nachgeordneten Niederlassungen sind zuständig 
für Entscheidungen gemäß § 26 Absatz 1 und § 27 Ab-
satz 1 des Beamtenstatusgesetzes, § 34 Absatz 1 und 2 
und § 35 des Landesbeamtengesetzes, 

3.   mit dem Verlust der Beamtenrechte im Zusammen-
hang stehende Entscheidungen gemäß § 24 des Beam-
tenstatusgesetzes und §§ 29 und 30 des Landesbeam-
tengesetzes,

4.   die Festsetzung und Verlängerung der Probezeit 
gemäß § 14 Absatz 2 und 5 des Landesbeamtengeset-
zes,

5.   die Übernahme gemäß § 16 Absatz 2 bis 4 des Beam-
tenstatusgesetzes,

6.   die Versetzung in ein Amt mit geringerem Endgrund-
gehalt gemäß § 26 Absatz 2 des Landesbeamtengeset-
zes und § 18 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes,

7.   die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand gemäß 
§  26 Absatz  1 des Landesbeamtengesetzes und §  18 
Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes.

(2) Absatz 1 gilt nicht:

1.   für die Einstellung von Beamtinnen und Beamten in 
die Laufbahn des höheren Dienstes der Steuerverwal-
tung,

2.   in Fällen, in denen eine laufbahnrechtliche Ausnah-
meregelung zur Anwendung gelangen soll,

3.   für die Leiterinnen und Leiter der in Absatz  1 ge-
nannten Behörden und Einrichtungen, sofern sie einer 
der dort aufgeführten Besoldungsgruppen angehören.

(3) Soweit die Zuständigkeit für die in Absatz 1 genann-
ten beamtenrechtlichen Entscheidungen nicht der Lan-
desregierung vorbehalten ist und nicht nach Absatz  1 
übertragen worden ist, entscheidet das Finanzministe-
rium.

§ 3 
Versetzung, Abordnung, Zuweisung

(1) Die Oberfi nanzdirektion Nordrhein-Westfalen, die 
Bezirksregierung Detmold, das Landesamt für Besol-
dung und Versorgung Nordrhein-Westfalen, das Rechen-
zentrum der Finanzverwaltung, das Landesamt für Fi-
nanzen, die Fachhochschule für Finanzen Nordrhein-
Westfalen, die Landesfi nanzschule Nordrhein-Westfalen 
sowie die Fortbildungsakademie der Finanzverwaltung 
NRW sind im Rahmen ihres Geschäftsbereichs für nach-
folgende beamtenrechtliche Entscheidungen für Beam-
tinnen und Beamten der Besoldungsgruppen A 1 bis A 16 
zuständig:

1.   die Abordnung und die Erklärung des Einverständ-
nisses zu einer Abordnung in den Landesdienst gemäß 

§  24 des Landesbeamtengesetzes und §§  13 und 14 
Absatz 4 des Beamtenstatusgesetzes,

2.   die Versetzung innerhalb des Landesdienstes gemäß 
§ 25 Absatz 1 und 2 des Landesbeamtengesetzes,

3.   die Versetzung zu einem anderen Dienstherrn gemäß 
§ 15 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes und § 25 Ab-
satz 2 des Landesbeamtengesetzes und die Erklärung 
des Einverständnisses zu einer Versetzung in den Lan-
desdienst gemäß § 25 Absatz 4 des Landesbeamtenge-
setzes und § 15 Absatz 3 des Beamtenstatusgesetzes,

4.   die Zuweisung einer vorübergehenden Tätigkeit bei 
einer öffentlichen Einrichtung gemäß § 20 des Beam-
tenstatusgesetzes.

(2) Absatz 1 Nummer 3 und 4 sind auf die Zentrale des 
Bau- und Liegenschaftsbetriebes des Landes Nordrhein-
Westfalen anzuwenden.

(3) In anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen ist 
das Finanzministerium für die beamtenrechtlichen Ent-
scheidungen im Sinne des Absatzes 1 zuständig; dies gilt 
auch für den Fall, dass die Leiterinnen und Leiter der in 
Absatz  1 genannten Behörden und Einrichtungen einer 
der dort aufgeführten Besoldungsgruppe angehören.

§ 4 

Besoldungsnebengebiete

(1) Für die Zusage der Umzugskostenvergütung ist zu-
ständig:

1.   in den Fällen des § 3 sowie des § 4 Absatz 1 und Ab-
satz 2 Nummer 1, 3 und 4 des Bundesumzugskosten-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. 
Dezember 1990 (BGBl.  I S.  2682), das zuletzt durch 
Artikel 15 Absatz  42 des Gesetzes vom 5. Februar 
2009 (BGBl.  I S.  160) geändert worden ist, die Be-
hörde oder Einrichtung, die befugt ist, die den Umzug 
veranlassende dienstliche Maßnahme zu treffen; so-
weit eine der Oberfi nanzdirektion Nordrhein-Westfa-
len nachgeordnete Behörde oder Einrichtung die Ent-
scheidung über die dienstliche Maßnahme trifft, ist 
die Oberfi nanzdirektion Nordrhein-Westfalen zustän-
dig,

2.   in den Fällen des §  4 Absatz  2 Nummer  2 und Ab-
satz 3 und 4 des Bundesumzugskostengesetzes, wenn 
die Zusage unabhängig von einer dienstlichen Maß-
nahme im Sinne der Nummer  1 beantragt wird, die 
Behörde, die für die Festsetzung der Umzugskosten-
vergütung zuständig ist (Absatz 2 Nummer 1).

(2) Die für die Festsetzung der Erfahrungsstufe jeweils 
zuständige Behörde hat zu entscheiden über:

1.  die Festsetzung der Umzugskostenvergütung,

2.   die Anerkennung einer Wohnung als vorläufi ge Woh-
nung gemäß § 11 Absatz 1 des Bundesumzugskosten-
gesetzes und über die Gewährung von Schulbeihilfen,

3.   die Gewährung von Unterstützungen und Gehaltsvor-
schüssen,

4.   die Bewilligung und Festsetzung von Trennungsent-
schädigungen mit Ausnahme der Bewilligung von 
Trennungsentschädigungen für die Leiterinnen und 
Leiter der dem Finanzministerium unmittelbar nach-
geordneten Behörden und Einrichtungen sowie die 
Gewährung von Trennungsentschädigungen aus An-
lass der Abordnung zu Fortbildungs- und Ausbil-
dungsveranstaltungen oder der Zuweisung an eine 
Ausbildungseinrichtung.

(3) Für ihre Niederlassungen hat die Zentrale des Bau- 
und Liegenschaftsbetriebes des Landes Nordrhein-West-
falen über Maßnahmen nach Absatz 2 zu entscheiden.

(4) Für die Festsetzung von Reisekostenvergütungen bei 
Auslandsdienstreisen ist die Oberfi nanzdirektion Nord-
rhein-Westfalen für ihren Geschäftsbereich zuständig; 
im Übrigen gilt § 1.
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§ 5 
Weitere Zuständigkeiten

(1) Die Oberfi nanzdirektion Nordrhein-Westfalen ist 
hinsichtlich der Beamtinnen und Beamten ihres Ge-
schäftsbereichs zuständig für:

 1.   das Verbot der Führung von Dienstgeschäften gemäß 
§ 39 des Beamtenstatusgesetzes,

 2.   die Entscheidung auf dem Gebiet der Ausbildungs-
arbeitsgemeinschaften für Ausbildungskräfte des 
mittleren und gehobenen Dienstes,

 3.   die Anweisung eines von § 15 Absatz 1 des Überge-
leiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 16. Mai 2013 (GV. NRW. S. 234) in der 
jeweils geltenden Fassung abweichenden dienstli-
chen Wohnsitzes im Sinne des §  15 Absatz  2 des 
Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen,

 4.   die Geltendmachung von Schadensersatz- und Rück-
griffsansprüchen des Landes gemäß § 48 des Beam-
tenstatusgesetzes und § 81 des Landesbeamtengeset-
zes,

 5.   die Entscheidungen gemäß § 45 des Beamtenstatus-
gesetzes, soweit Ansprüche wegen der Verletzung der 
Fürsorgepfl icht geltend gemacht werden,

 6.   die Geltendmachung von Ersatzansprüchen, die nach 
§ 82 des Landesbeamtengesetzes auf das Land über-
gegangen sind,

 7.   die Entscheidungen über Sonderurlaub nach §  74 
Absatz  1 des Landesbeamtengesetzes, soweit er 
zwölf Arbeitstage im Kalenderjahr übersteigt sowie 
für Beurlaubungen gemäß § 74 Absatz 2 des Landes-
beamtengesetzes,

 8.   die Beurteilungen gemäß § 93 Absatz 1 des Landes-
beamtengesetzes,

 9.   die Erteilung von Dienstzeugnissen für die Beamtin-
nen und Beamten des höheren Dienstes gemäß § 93 
Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes,

10.   die Festsetzung des Allgemeinen Dienstalters, soweit 
in Absatz  4 Nummer  2 nichts Abweichendes be-
stimmt ist,

11.   die Zulassung zum Aufstieg der Beamtinnen und Be-
amten des einfachen und mittleren Dienstes gemäß 
§ 6 Absatz 1 bis 4 des Steuerbeamtenausbildungsge-
setzes vom 29. Oktober 1996 (BGBl. I S. 1577) in der 
jeweils geltenden Fassung,

12.   die Herabsetzung des Anwärtergrundbetrages nach 
§  66 des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

(2) Die Zentrale des Bau- und Liegenschaftsbetriebes 
des Landes Nordrhein-Westfalen ist hinsichtlich der Be-
amtinnen und Beamten ihres Geschäftsbereichs zustän-
dig für Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 
und 3 bis 9.

(3) Die Fachhochschule für Finanzen Nordrhein-Westfa-
len, die Landesfi nanzschule Nordrhein-Westfalen sowie 
die Fortbildungsakademie der Finanzverwaltung NRW 
sind für die in ihren Geschäftsbereich abgeordneten Be-
amtinnen und Beamten nach Ablauf von sechs Monaten 
ab dem Beginn der Abordnung zuständig für:

1.   Entscheidungen auf dem Gebiet des Nebentätigkeits-
rechts gemäß §§ 40 und 41 des Beamtenstatusgesetzes 
und §§ 48 bis 58 des Landesbeamtengesetzes,

2.   Entscheidungen zur Annahme von Belohnungen und 
Geschenken gemäß §  42 des Beamtenstatusgesetzes 
und § 59 des Landesbeamtengesetzes,

3.   Entscheidungen zur Arbeitszeit gemäß §§ 60, 61 und 
63 des Landesbeamtengesetzes,

4.   Anweisungen zum Aufenthalt in der Nähe des 
Dienstortes gemäß § 44 des Landesbeamtengesetzes,

5.   Entscheidungen über Teilzeitbeschäftigung und Ur-
laub aus familiären Gründen gemäß §§ 66 und 71 des 
Landesbeamtengesetzes sowie Mutterschutz und El-
ternzeit gemäß §  46 des Beamtenstatusgesetzes und 
§ 76 Absatz 1 und 2 des Landesbeamtengesetzes,

6.   Entscheidungen über Urlaub gemäß §  44 des Beam-
tenstatusgesetzes und §§ 73 und 74 des Landesbeam-
tengesetzes,

7.   die Beurteilungen gemäß § 93 Absatz 1 des Landesbe-
amtengesetzes.

(4) Das Finanzministerium ist zuständig für:

1.   Angelegenheiten des § 15 Absatz 1 des Übergeleiteten 
Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len, soweit die Zuständigkeit nicht gemäß Absatz  1 
Nummer 3 übertragen worden ist,

2.   die abweichende Festsetzung des Allgemeinen Dienst-
alters,

3.   die Entsendung von Beamtinnen und Beamten zu 
zwischenstaatlichen und überstaatlichen Einrichtun-
gen.

§ 6 
Widerspruchsverfahren, 

Vertretung des Landes bei Klagen

(1) Soweit ein Vorverfahren nach § 54 Absatz 2 des Be-
amtenstatusgesetzes und §  104 Absatz  1 des Landesbe-
amtengesetzes durchzuführen ist, ist die Behörde, die 
Einrichtung oder die Stelle des Bau- und Liegenschafts-
betriebes des Landes Nordrhein-Westfalen, die den Ver-
waltungsakt erlassen oder dessen Vornahme abgelehnt 
hat, auch für die Entscheidung über den Widerspruch 
zuständig.

(2) Die Oberfi nanzdirektion Nordrhein-Westfalen, die 
Bezirksregierung Detmold, das Landesamt für Besol-
dung und Versorgung Nordrhein-Westfalen, das Rechen-
zentrum der Finanzverwaltung, das Landesamt für Fi-
nanzen sowie die Zentrale des Bau- und Liegenschafts-
betriebes des Landes Nordrhein-Westfalen übernehmen 
die Vertretung des Landes bei Klagen aus dem Beamten-
verhältnis, soweit sie selbst oder eine ihnen nachge-
ordnete Behörde oder Niederlassung die angefochtene 
Maßnahme getroffen haben oder für die beantragte Maß-
nahme zuständig sind. Die Vertretung bei beamten-
rechtlichen Klagen im Geschäftsbereich der Einrichtun-
gen übernimmt die Oberfi nanzdirektion Nordrhein-
Westfalen. Abweichend von Satz  2 ist bei Klagen in 
Prüfungsangelegenheiten das Finanzministerium zu-
ständig.

§ 7 
Disziplinarbefugnisse

(1) Zu dienstvorgesetzten Stellen im Sinne des § 17 Ab-
satz 5 Satz 2 des Landesdisziplinargesetzes vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 624) in der jeweils geltenden 
Fassung bestimmt das Finanzministerium die Leitungen

1.  der Oberfi nanzdirektion Nordrhein-Westfalen,

2.   der Fachhochschule für Finanzen Nordrhein-Westfa-
len,

3.  der Landesfi nanzschule Nordrhein-Westfalen,

4.   der Fortbildungsakademie der Finanzverwaltung NRW,

5.  des Rechenzentrums der Finanzverwaltung,

6.   der Zentrale sowie der Niederlassungen des Bau- und 
Liegenschaftsbetriebs des Landes Nordrhein-Westfa-
len,

7.   des Landesamtes für Besoldung und Versorgung 
Nordrhein-Westfalen,

8.  des Landesamtes für Finanzen,

9.  der Finanzämter

für die ihrer Dienstaufsicht unterstehenden Beamtinnen 
und Beamten, soweit sich die Eigenschaft als dienstvor-
gesetzte Stelle nicht schon aus § 17 Absatz 5 Satz 1 des 
Landesdisziplinargesetzes ergibt.

(2) Die Befugnis zur Festsetzung der Kürzung von 
Dienstbezügen nach § 32 Absatz 2 Nummer 2 des Lan-
desdisziplinargesetzes sowie die Befugnis zur Erhebung 
der Disziplinarklage nach § 32 Absatz 2 Nummer 3 des 
Landesdisziplinargesetzes wird gemäß §  32 Absatz  2 
Satz 2 des Landesdisziplinargesetzes auf die in Absatz 1 
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Nummer  1 bis 8 genannten dienstvorgesetzten Stellen 
übertragen, soweit sie sich nicht bereits aus §  32 Ab-
satz 2 Satz 1 des Landesdisziplinargesetzes ergibt.

(3) Die Disziplinarbefugnisse der obersten Dienstbe-
hörde in Verfahren gegen Ruhestandsbeamtinnen und 
Ruhestandsbeamte werden gemäß § 81 Satz 2 des Lan-
desdisziplinargesetzes auf die zum Zeitpunkt des 
Dienstvergehens zuständigen dienstvorgesetzten Stellen 
übertragen. Abweichend hiervon werden die Disziplinar-
befugnisse der obersten Dienstbehörde in Verfahren 
gegen Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte 
auf die vor Beginn des Ruhestands zuständigen dienst-
vorgesetzten Stellen übertragen, sofern der Zeitpunkt 
des Dienstvergehens nach Eintritt in den Ruhestand 
liegt.

(4) Das Finanzministerium behält sich vor, die in den 
Absätzen 2 bis 3 erteilten Befugnisse im Einzelfall selbst 
wahrzunehmen.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Beamtenzuständigkeitsver-
ordnung FM vom 25. April 2002 (GV. NRW. S.  146), die 
zuletzt durch Artikel 12 der Verordnung vom 8. Dezem-
ber 2009 (GV. NRW. S.  837) geändert worden ist, außer 
Kraft.

Düsseldorf, den 15. Januar 2015

Der Finanzminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

– GV. NRW. 2015 S. 106
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In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur auf Grund schrift-
licher Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Gesetz- und Verordnungsblattes für das Land Nordrhein-Westfalen 
möglichst innerhalb eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten 
vorzubeugen. Wenn nicht innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.
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